Zur Bezirksamtsbildung und den Gründen für die neue Debatte

( Zurzeit erfolgt die Bezirksamtsbildung – wie in Artikel 99 der Verfassung von Berlin festgelegt – „auf Grund der Wahlvorschläge der Fraktionen entsprechend ihrem nach dem Höchstzahlverfahren (d'Hondt) berechneten Stärkeverhältnis in der Bezirksverordnetenversammlung“. Parteien, die zwar die 3-Prozent-Hürde übersprungen, aber nur ein geringes Wahlergebnis eingefahren haben, steht keiner der zurzeit sechs Bezirksamtssitze zu. Diese Sitze werden nach dem Zählsystem von d’Hondt proportional nur unter jenen Parteien verteilt, die ein prozentmäßig gewichtigeres Wahlergebnis erhielten.   

( Ausgenommen von diesem System der Bezirksamtsbildung ist die Wahl der Bezirksbürgermeisterin bzw. des Bezirksbürgermeisters. Zwar gibt es die übliche Regel, dass der stärksten Fraktion das Vorschlagsrecht zusteht, aber seit Anfang der neunziger Jahre gibt es eine Ausnahme von diesem Prinzip. Wenn sich – ebenfalls laut Artikel 99 – mehrere Fraktionen in einer Zählgemeinschaft zusammenschließen und damit zahlenmäßig stärker als die stärkste Fraktion sind, geht das Vorschlagsrecht auf diese Zählgemeinschaft über. Das ist eine Regelung, die erstmalig zu den BVV-Wahlen 1992 eingeführt wurde, um zu verhindern – so der damalige CDU-Fraktionsvorsitzende Klaus-Rüdiger Landowsky in aller Offenheit –, dass der PDS Bürgermeisterposten zufallen. Bei den BVV-Wahlen nach dem 6. Mai 1990 in Ostberlin wurde sogar das komplette Bezirksamt nach dem Koalitionsprinzip gebildet, um generell der Besetzung von Stadtratsposten durch PDS-Vertreterinnen und -Vertreter entgegenzuwirken. 

( Dieser Artikel 99 der Verfassung von Berlin ist aber bis zum 1. Januar 2010 befristet. Dann fallen die Regelungen zum Proporz-Bezirksamt sowie zu den politischen Zählgemeinschaften weg. Ab diesem Zeitpunkt – also zu den nächsten BVV-Wahlen, die voraussichtlich im Jahre 2011 stattfinden werden – gilt für die gesamte Bezirksamtsbildung das Koalitionsprinzip, d.h. das Bezirksamt wird aufgrund politischer Vereinbarungen von Fraktionen gebildet. Deshalb bezeichnet man es auch landläufig als „politisches Bezirksamt“.

( In der politischen Programmatik von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gibt es schon seit den achtziger Jahren die Forderung nach dem politischen Bezirksamt. Die damalige PDS tat sich in den neunziger Jahren schwerer damit, weil vielen noch die ausgrenzende Wirkung eines politischen Bezirksamtes nach den Wahlen von 1990 und 1992 in Erinnerung war. In der zweiten Hälfte der neunziger Jahre hat sich dann auch die PDS nach einer intensiven Debatte die Forderung nach dem politischen Bezirksamt zueigen gemacht, allerdings ist diese Forderung an die klare Position gebunden, dass die Bezirke mehr politische Entscheidungskompetenzen erhalten müssen. Eine Politisierung einer reinen Vollzugsverwaltung steht die PDS und jetzt DIE LINKE ablehnend gegenüber. Solche inhaltlichen Konditionierungen haben SPD und Grüne nicht vorgenommen. 

( Die CDU lehnt bislang das politische Bezirksamt konsequent ab, wahrscheinlich in der Gewissheit, dass sie dann in einigen Bezirksämtern nicht mehr vertreten sein wird. Genau dasselbe ist offensichtlich angesichts möglicher und auch realer Verschiebungen im Berliner Parteien- und Koalitionsspektrum auch der SPD aufgegangen. Es gibt bereits heute schwarz-grüne Bündnisse, und in einigen Bezirken wäre heute auch eine „Jamaika-Koalition“ von CDU, Bündnis 90/Grünen und FDP möglich. 2002 hatten die damalige PDS im Ostteil und die CDU im Westteil in einigen BVV die absolute Mehrheit. Die SPD war bzw. ist dort nur deshalb im Bezirksamt vertreten, weil es das Proporzsystem gab und (noch) gibt. Deshalb hat Michael Müller laut seine Zweifel angemeldet, zumal angesichts neuer möglicher Konstellationen sich jetzt auch die FDP für das politische Bezirksamt ausspricht.

( Alle diese Positionierungen von SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP für oder gegen das politische Bezirksamt sind vorwiegend rein machtpolitischer Natur. Das gilt auch für die Varianten, die neuerdings ins Spiel gebracht werden und die von der Verlängerung des Artikels 99 bis zur Direktwahl des Bezirksbürgermeisters reichen, der anschließend das Recht hat, sein Bezirksamt mit ihm genehmen Dezernenten zu besetzen…

( Und auch in der LINKEN häufen sich Stimmen aus den Bezirken, die ein Überdenken der bisherigen Positionen fordern und zumindest die Realisierung des Gesamtkonzepts „Politische Stärkung der Bezirke - politische Bezirksamtsbildung“ einklagen. Denn in einem haben diese Stimmen natürlich Recht: Bleibt es bei der jetzigen politisch schwachen Stellung der Bezirke und werden sie immer mehr auf den Vollzug von Entscheidungen reduziert, die auf Senatsebene getroffen werden – dann ist das Proporzprinzip die günstigere Variante, weil die Kräfte im Bezirk gebündelt werden, weil die Bezirksamtsbeschlüsse eher einvernehmlich fallen und weil auch solcherart die bezirkliche Position gegen die Landesebene gestärkt wird.

Was wäre der einzig vernünftige Weg der Klärung?

( Der einzig vernünftige Weg würde damit beginnen, die oben gestellte Grundsatzfrage, was für Bezirke wir wollen, eindeutig zu beantworten. Sehr schnell würde sich zeigen, dass die Stadt als Einheit nur funktions- und lebensfähig ist, wenn ihre Teile – sprich die Bezirke – eigenständig und entsprechend ihren konkreten Problemlagen agieren können. Und das wird nicht dadurch erreicht, dass man die Bezirke schwächt und die Entscheidungsprozesse immer mehr zentralisiert, sondern indem man ihre Entscheidungskompetenz und ihre Handlungsfähigkeit stärkt. 

( In der Verfassung von Berlin gibt es in Artikel 67 Abs. 1 die klare Festlegung: „Der Senat nimmt durch die Hauptverwaltung die Aufgaben von gesamtstädtischer Bedeutung wahr. Dazu gehören: 1. die Leitungsaufgaben (Planung, Grundsatzangelegenheiten, Steuerung, Aufsicht), 2. die Polizei-, Justiz- und Steuerverwaltung, 3. einzelne andere Aufgabenbereiche, die wegen ihrer Eigenart zwingend einer Durchführung in unmittelbarer Regierungsverantwortung bedürfen.“ Und in Absatz 2 dieses Artikels heißt es: „Die Bezirke nehmen alle anderen Aufgaben der Verwaltung wahr.“ In der Landesverfassung haben wir also außerhalb der Aufgaben, die als Aufgaben von gesamtstädtischer Bedeutung definiert sind, grundsätzlich die Vermutung, dass die Bezirke zuständig sind. Genau in diesem Sinne müssen alle Aufgaben geprüft werden, ob sie nicht im Bezirk besser aufgehoben sind. Dabei sollten die häufigen Splittungen zwischen bezirklicher Verantwortung und zentralisierter Entscheidung grundsätzlich aufgehoben werden.
( Zurzeit orientieren sich immer mehr Großstadt- und Metropolenregionen in ihrer Organisation am Berliner Modell. Aber ausgehend von den konkreten Berliner Erfahrungen, setzt sich in jenen Regionen auch die Erkenntnis durch, dass jede Ebene mit eigenständigen Kompetenzen und den dafür erforderlichen Ressourcen ausgerüstet sein muss, die zwar im Sinne einer Einheit zusammenwirken, in die aber in der Regel nicht hineingeredet werden darf. Es setzt sich auch die Erkenntnis durch, dass in Zeiten finanzieller Not nicht der Zentralismus den Ausweg bildet, sondern eine abgestimmte Dezentralisierung. Es ist an der Zeit, dass wir diese Erkenntnisse auch in Berlin in der Praxis anwenden, um das Berliner Modell auch an seinem Ursprungsort zukunftsfähig zu machen.

( Zugleich braucht Berlin eine Praxis, dass mit der Übertragung von Aufgaben auch die erforderlichen Ressourcen mitgehen. Es wäre angebracht, dieses Prinzip (Konnexität) in der Landesverfassung zu verankern. Ergebnisoffen muss in dem Zusammenhang auch analysiert werden, ob und wo Rezentralisierungen angebracht sind. 

( Auf den Prüfstand gehört auch das jetzige Finanzierungssystem. Grundsätzlich haben sich die Abbildung von Verwaltungsleistungen als Produkte und der Vergleich der verschiedenen bezirklichen Produktkosten bewährt. Es gibt aber zunehmend Verwaltungsleistungen – vor allem bei den bürgernahen Dienstleistungen –, bei denen die Qualität eine entscheidende Rolle spielt – z.B. ob Zuwendungen und Hilfsmaßnahmen im sozialen oder Jugendbereich tatsächlich wirksam sind oder ob in den Bürgerämtern nach Lebenslagen beraten wird. In diesen Fällen erweist sich das jetzige Finanzierungssystem, weil es vorrangig auf die erbrachte Menge in einer bestimmten Zeit zielt, als nicht geeignet. Deshalb ist der Weg, der jetzt auf Initiative der LINKEN beschritten wird und der eine grundsätzliche Überprüfung der Produktbudgetierung zum Inhalt hat, richtig.

( Und zu prüfen wäre auch, wie die Stellung des Rates der Bürgermeister (RdB) zu stärken ist. Zurzeit muss dieser in allen Angelegenheiten, die bezirkliche Auswirkungen haben, gehört werden, aber es gibt keine Pflicht für den Senat, abweichende Positionen auch zu berücksichtigen. Genau dieses Defizit muss aufgelöst werden, was vielleicht dadurch ginge, dass bei grundsätzlichen Unvereinbarkeiten zwischen Senat und RdB das Abgeordnetenhaus zu entscheiden hat.  

( Im Ergebnis dieser Schritte ist die Antwort möglich, ob und in welchem Maße die Bezirke zu stärken sind, und in Abhängigkeit davon kann dann die Frage funktional (und nicht rein machtpolitisch) beantwortet werden, wie in Zukunft das Bezirksamt gebildet werden soll.

Wie stehen wir zum Bezirkskongress?

( Am 8. November 2007 haben die Berliner Bezirke zu einem Kongress geladen, auf dem sie ihre Vorstellungen über die Zukunft der Bezirke entwickeln wollen. Dadurch werden sicherlich manche Forderungen auf ein abgestimmtes Fundament gestellt und erhalten mehr Gewicht. Deshalb sind die Ergebnisse des Kongresses, in dessen Vorfeld für die einzelnen Felder der Bezirkspolitik Thesen herausgegeben werden, sehr ernst zu nehmen.      

( Aber um aus dem Kongress nachhaltige Impulse für die weitere Gestaltung des politischen Systems Berlins abzuleiten, ist noch einiges zu tun: Neben den sehr konkreten und fundierten Forderungen an den Senat und das Abgeordnetenhaus muss auch die eigene Verantwortung, z.B. für zwischenbezirkliche Erfahrungsaustausche, beleuchtet werden. Unterbelichtet ist auch der wichtigste Grund, warum Bezirke unverzichtbar sind: Sie sind die einzige Ebene, die eine wirksame bürgerschaftliche Eigenverantwortung und Selbstverwaltung – eben die Bürgerkommune – ermöglicht, und gerade in der Hinsicht klaffen Potenziale und das Handeln in einzelnen Bezirken weit auseinander. Auch die Tatsache, dass der Rat der Bürgermeister oft noch zu wenig als gesamtstädtisches Gremium agiert, findet momentan keine Widerspiegelung.
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